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Essen, den 12.12.2007

Betr. Protest gegen Polizeieinsatz 8. Dezember 2007 Frohnhausen/Altendorf

Sehr verehrte Frau Fischer-Weinsziehr,

als Teilnehmer am antifaschistischen Protest gegen den NPD-Aufmarsch am 8.12. in Frohnhausen protestieren wir entschieden gegen das Auftreten und die Methoden der Essener Polizei:

· Nicht nur, dass der NPD-Aufmarsch genehmigt wurde - es wurde den Nazis in Frohnhausen gestattet, am 2. Advent direkt durch belebte Einkaufsstrassen und Wohngebiete zu ziehen und ihre rassistischen Parolen auf zahlreichen Kundgebungen zu verbreiten. Diese Provokation wurde durch die Polizei erlaubt, geschützt und damit ermöglicht. Die Antifaschisten wurden dagegen nach kurzer Demonstration am menschenleeren Westbahnhof festgesetzt, die genehmigte Demonstrationsroute abgebrochen.

· Wegen rund 150 Anhängern der NPD wurde ein ganzer Stadtteil im Stil einer Bürgerkriegsübung in eine Art „Belagerungszustand“ versetzt. Die Bewohner und vor allem Kinder trauten sich nicht mehr auf den Gervinusplatz zum Weihnachtsmarkt der Bürgerschaft, weil die Route der Neonazis dorthin genehmigt wurde. Die ganze Zeit marschierten starke Polizeieinheiten der Nazihorde voraus und forderten sogar Mitbürger ausländischer Herkunft auf, die Strasse zu verlassen. Das verurteilen wir auf das Schärfste – ist es schon so weit, dass die Polizei Essens Strassen für die NPD „ausländerfrei“ macht?

· Während der antifaschistischen Demonstration und Kundgebungen wurden die Anti​faschisten gefilmt. Wir fordern die Vernichtung der Aufnahmen.

· Unübersehbar war ein brutales Vorgehen der Polizei gegen vor allem junge Antifaschisten. Vorwände für den Einsatz von Reiterstaffeln und scharfen Hunden wurden gesucht und Gefährdung von Antifaschisten in Kauf genommen. Wir protestieren entschieden gegen den Versuch, den demokratischen, antifaschistischen Protest zu kriminalisieren und das Demonstrationsrecht einzuschränken, während den Faschisten jedweder Schutz der Polizei zuteil wird.

Wir fordern Sie auf, zum bisherigen Konsens zurückzukehren, dass Nazi-Aufmärsche in Essen unerwünscht sind und die Antifaschisten ihren Protest zum Ausdruck bringen können, und erwarten Ihre Stellungnahme vor allem zur offenkundigen Kriminalisierung dieses Protests.

Mit freundlichen Grüßen

Bodo Urbat

Dietrich Keil

Bodo Urbat


Vorstandssprecher
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